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Teil 1: Teil 1: Energieeffizient Sanieren und Finanzieren Energieeffizient Sanieren und Finanzieren 

in der Wohnungseigentin der Wohnungseigentüümergemeinschaft (WEG)mergemeinschaft (WEG)

Allgemeine Voraussetzungen:Allgemeine Voraussetzungen:

1.1. Beschluss Beschluss üüber Erstellung eines Sanierungskonzeptesber Erstellung eines Sanierungskonzeptes

2.2. Beschluss Beschluss üüber die Maber die Maßßnahme als solchesnahme als solches

3.3. Beschluss Beschluss üüber die Finanzierung der Maber die Finanzierung der Maßßnahmenahme

4.4. Beschluss Beschluss üüber Sonderhonorar fber Sonderhonorar füür die Verwaltungr die Verwaltung
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zu 1.: vorbereitender Beschlusszu 1.: vorbereitender Beschluss

�� Beschlussfassung Beschlussfassung üüber Beauftragung eines Energieberaters, ber Beauftragung eines Energieberaters, 
Architekten oder Fachplaners mit der Erstellung eines Architekten oder Fachplaners mit der Erstellung eines 
Sanierungskonzeptes Sanierungskonzeptes mit mit einfachereinfacher Mehrheit mMehrheit mööglich glich 
(ordnungsgem(ordnungsgemäßäße Verwaltung)e Verwaltung)

�� auch auch üüber die Finanzierung der durch die Erstellung des ber die Finanzierung der durch die Erstellung des 
Konzeptes entstehenden Kosten beschlieKonzeptes entstehenden Kosten beschließßen lassen (in der en lassen (in der 
Regel aus lfd. Haushalt mRegel aus lfd. Haushalt mööglich)glich)
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zu 2.: Beschluss zu 2.: Beschluss üüber die Maber die Maßßnahme nahme 

a. a. als als bauliche Verbauliche Veräänderung nderung gem. gem. §§ 22 22 Abs. 1Abs. 1, z.B. Einbau eines , z.B. Einbau eines 
BHKW im Rahmen des Austauschs der Heizung oder PhotovoltaikanlagBHKW im Rahmen des Austauschs der Heizung oder Photovoltaikanlagee

VoraussetzungVoraussetzung: Zustimmung : Zustimmung alleraller (betroffenen) Eigent(betroffenen) Eigentüümermer

AchtungAchtung: Hier ist eine : Hier ist eine ÄÄnderung der Rechtsprechung zu erwarten!nderung der Rechtsprechung zu erwarten!

b. b. als als ModernisierungsmaModernisierungsmaßßnahmenahme gem. gem. §§ 22 22 Abs. 2Abs. 2, z.B. , z.B. 
Aufbringung einer WAufbringung einer Wäärmedrmedäämmung mmung 

NEU:NEU: Neuer (= weiterer) Modernisierungsbegriff in Neuer (= weiterer) Modernisierungsbegriff in §§ 555 b BGB !555 b BGB !

VoraussetzungVoraussetzung: doppelt: doppelt--qualifizierte Mehrheit qualifizierte Mehrheit 
�� mehr als 50 % mehr als 50 % alleraller MEATMEAT
�� ¾¾ -- Mehrheit Mehrheit alleraller stimmberechtigten Eigentstimmberechtigten Eigentüümer (Kopfprinzip, mer (Kopfprinzip, §§ 25 Abs. 2 WEG)25 Abs. 2 WEG)

c. c. als als modernisierende Instandsetzung modernisierende Instandsetzung gem. gem. §§ 22 22 Abs. 3Abs. 3, z.B. , z.B. 
Betonsanierung mit gleichzeitiger Aufbringung einer WBetonsanierung mit gleichzeitiger Aufbringung einer Wäärmedrmedäämmung mmung 

VoraussetzungVoraussetzung: einfache Mehrheit: einfache Mehrheit
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zu 3.: Beschluss zu 3.: Beschluss üüber die Finanzierungber die Finanzierung

MMööglichkeitenglichkeiten der Finanzierung:der Finanzierung:

-- (ganz oder teilweise) aus der (ganz oder teilweise) aus der InstandhaltungsrInstandhaltungsrüücklagecklage

=> Problem: Art der Ma=> Problem: Art der Maßßnahme / Zweckbestimmung der Rnahme / Zweckbestimmung der Rüücklagecklage

-- (ganz oder teilweise) durch (ganz oder teilweise) durch SonderumlageSonderumlage

=> Problem: Liquidit=> Problem: Liquiditäät der einzelnen Eigentt der einzelnen Eigentüümermer

-- Aufnahme eines Aufnahme eines DarlehensDarlehens

=> Problem: Beschlusskompetenz?=> Problem: Beschlusskompetenz?

RA Dr. Markus Klimsch 6



Zur Fremdfinanzierung (1)Zur Fremdfinanzierung (1)::

-- Beschlusskompetenz der WEG (mit einfacher oder doppeltBeschlusskompetenz der WEG (mit einfacher oder doppelt--qualifizierter qualifizierter 
Stimmenmehrheit Stimmenmehrheit –– je nachdem, ob modernisierende Instandsetzung je nachdem, ob modernisierende Instandsetzung 
oder Modernisierung) wird oder Modernisierung) wird bejahtbejaht -- sofern TE nicht entgegensteht.sofern TE nicht entgegensteht.

-- Kreditaufnahme erfordert einen Kreditaufnahme erfordert einen „„vorvorüübergehenden, dringend bergehenden, dringend 
notwendigen und nicht anders (z.B. durch Sonderumlage) regelbarenotwendigen und nicht anders (z.B. durch Sonderumlage) regelbaren n 
FinanzierungsbedarfFinanzierungsbedarf““ ((LG Bielefeld LG Bielefeld vom 15.06.2011 vom 15.06.2011 –– 23 T 442/10).23 T 442/10).

-- Rechtssicherheit besteht zwischenzeitlich insoweit, als dass eiRechtssicherheit besteht zwischenzeitlich insoweit, als dass ein n 
Kreditaufnahmebeschluss Kreditaufnahmebeschluss nur anfechtbarnur anfechtbar und und nicht nichtignicht nichtig ist (ist (LG LG 

Karlsruhe Karlsruhe vom 19.07.2011 vom 19.07.2011 -- 11 S 75/10). Die hiergegen eingelegte 11 S 75/10). Die hiergegen eingelegte 
Revision wurde durch Urteil des Revision wurde durch Urteil des BGH BGH vom 28.09.2012 (5 ZR 251/11) vom 28.09.2012 (5 ZR 251/11) 
zurzurüückgewiesen.ckgewiesen.
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Zur Fremdfinanzierung (2)Zur Fremdfinanzierung (2)

Aktuell: Das Amtsgericht Müllheim/Baden hat am 22.05.2013 (8 C 
412/12 WEG) einer Anfechtungsklage gegen einen Fremd-finanzierungs-
beschluss mit der Begründung stattgegeben, dass die Aufnahme eines 
längerfristigen Darlehens nicht ordnungsgemäßer Verwaltung entspreche 
und die WEG ein Darlehen nur ausnahmsweise zur Deckung einer 
vorübergehenden Finanzierungsbedarfs aufnehmen dürfe. 

Aber: Aufgrund der „komplexen und nicht unumstrittenen Rechtslage“
wurden die Verfahrenskosten aber nicht dem Verwalter nach § 49 Abs. 2 
WEG auferlegt.

Folge: Das Urteil bedeutet aber nicht das „Aus“ für fremdfinanzierte 
Maßnahmen in der WEG – was nicht (rechtzeitig) angefochten wird, wird 
bestandskräftig!
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Zur Fremdfinanzierung (3)Zur Fremdfinanzierung (3)::

-- In jedem Fall sollte die einmonatige Frist zur BeschlussanfechtIn jedem Fall sollte die einmonatige Frist zur Beschlussanfechtung (ung (§§ 46 46 

Abs. 1 S. 2 WEG) abgewartet werden.Abs. 1 S. 2 WEG) abgewartet werden.

-- Noch nicht entschieden ist, welches Quorum fNoch nicht entschieden ist, welches Quorum füür einen entsprechenden r einen entsprechenden 
Beschluss Beschluss üüber die Kreditaufnahme durch die WEG erforderlich ist, ber die Kreditaufnahme durch die WEG erforderlich ist, 
mmööglicherweiseglicherweise gelten die o.g. Grundsgelten die o.g. Grundsäätze entsprechend:tze entsprechend:

-- Allstimmigkeit Allstimmigkeit bei baulicher Verbei baulicher Veräänderungnderung

-- doppeltdoppelt--qualifizierte qualifizierte Mehrheit  bei ModernisierungMehrheit  bei Modernisierung

-- einfache einfache Mehrheit bei modernisierender InstandsetzungMehrheit bei modernisierender Instandsetzung
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zu 4.: Beschluss zu 4.: Beschluss üüber Sonderhonorarber Sonderhonorar

GrGrüünde fnde füür ein Sonderhonorar:r ein Sonderhonorar:
�� erheblicher zeitlicher Mehraufwanderheblicher zeitlicher Mehraufwand

�� erherhööhtes Haftungsrisikohtes Haftungsrisiko

Beschlussfassung:Beschlussfassung:
�� üüber die Hber die Hööhe (3 he (3 –– 5 % des Sanierungsvolumens)5 % des Sanierungsvolumens)

�� üüber die Finanzierung (aus laufenden Haushalt oder durch ber die Finanzierung (aus laufenden Haushalt oder durch 
Sonderumlage)Sonderumlage)
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Zusammenfassung:Zusammenfassung:

1. 1. Erst Erst „„vorbereitendenvorbereitenden““ Beschluss fassen, z.B. Beauftragung eines Beschluss fassen, z.B. Beauftragung eines 
Energieberaters/Architekten mit Erstellung eines Konzeptes.Energieberaters/Architekten mit Erstellung eines Konzeptes.

2. 2. „„KonkretisierendeKonkretisierende““ Beschlussfassung Beschlussfassung -- so prso prääzise wie mzise wie mööglich.glich.

3. Trennen3. Trennen zwischen den Beschlzwischen den Beschlüüssen ssen üüber die ber die MaMaßßnahme(n)nahme(n) als als 
solches, deren solches, deren FinanzierungFinanzierung und das und das SonderhonorarSonderhonorar ffüür die Verwaltung.r die Verwaltung.

4. 4. Vor Auftragsvergabe und DarlehensVor Auftragsvergabe und Darlehens--/Zuschussantragstellung: /Zuschussantragstellung: 
Anfechtungsfrist (1 Monat ab Beschlussfassung) Anfechtungsfrist (1 Monat ab Beschlussfassung) abwartenabwarten..

RA Dr. Markus Klimsch 11



Sonstige Hinweise:Sonstige Hinweise:

1. 1. Fehlende Sicherheit (WEG!) kann in BadenFehlende Sicherheit (WEG!) kann in Baden--WWüürttemberg durch eine rttemberg durch eine 
BBüürgschaft der Lrgschaft der L--Bank ersetzt werden (LandeswohnraumfBank ersetzt werden (Landeswohnraumföörderungsrderungs--
programm 2012/2013).programm 2012/2013).

2. 2. Der WEGDer WEG--Verwalter haftet auf Schadensersatz, wenn er die WEG Verwalter haftet auf Schadensersatz, wenn er die WEG 
nicht nicht üüber Fber Föördermardermaßßnahmen informiert.nahmen informiert.

3. 3. Hinweispflicht des VerkHinweispflicht des Verkääufers bei Verufers bei Verääuußßerung einer Wohnung, aber erung einer Wohnung, aber 
keine gesamtschuldnerische Haftung!keine gesamtschuldnerische Haftung!

4.4. In manchen Kommunen (z.B. Freiburg) gibt es zusIn manchen Kommunen (z.B. Freiburg) gibt es zusäätzliche Ftzliche Föörderrder--
programme, Energieberatungsgutscheine  etc.programme, Energieberatungsgutscheine  etc.
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Teil 2: UmlagefTeil 2: Umlagefäähigkeit der Sanierungskostenhigkeit der Sanierungskosten

FFüür r vermietendevermietende EigentEigentüümer gilt:mer gilt:

Modernisierungskosten, durch dieModernisierungskosten, durch die

--EndEndenergie (nicht: Primenergie (nicht: Primäärenergie) oder Wasserverbrauch eingespart wird renergie) oder Wasserverbrauch eingespart wird 

oderoder

--der Gebrauchswert der Wohnung oder die allgemeinen Wohnder Gebrauchswert der Wohnung oder die allgemeinen Wohn--
verhverhäältnisse auf Dauer verbessert werden (ltnisse auf Dauer verbessert werden (§§ 555 b BGB),555 b BGB),

kköönnen mit nnen mit 11 % 11 % im Jahr auf den Mieter umgelegt werden (im Jahr auf den Mieter umgelegt werden (§§ 559 BGB).559 BGB).
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Voraussetzungen der UmlagefVoraussetzungen der Umlagefäähigkeit (1)higkeit (1)

1.1. SpSpäätestens 3 Monate vor Beginn der Modernisierungsmatestens 3 Monate vor Beginn der Modernisierungsmaßßnahme(n) nahme(n) 
muss der Vermieter dem Mieter muss der Vermieter dem Mieter in Textform in Textform ankanküündigen (ndigen (§§ 555 c BGB):555 c BGB):

-- Art und voraussichtlicher Umfang der MaArt und voraussichtlicher Umfang der Maßßnahmen in wesentlichen nahmen in wesentlichen 
ZZüügen gen 

-- voraussichtlicher Beginn und Dauer der Mavoraussichtlicher Beginn und Dauer der Maßßnahmen nahmen 

-- den Betrag der zu erwartenden Mieterhden Betrag der zu erwartenden Mieterhööhung sowie die hung sowie die 
voraussichtlichen kvoraussichtlichen küünftigen Betriebskostennftigen Betriebskosten

2. 2. Bereits in dieser AnkBereits in dieser Anküündigung soll der Vermieter den Mieter darauf ndigung soll der Vermieter den Mieter darauf 
hinweisen, dass er der angekhinweisen, dass er der angeküündigten Mandigten Maßßnahme widersprechen kann, nahme widersprechen kann, 
wenn deren Duldung wenn deren Duldung oder oder die Mieterhdie Mieterhööhung fhung füür ihn eine r ihn eine „„nicht zu nicht zu 
rechtfertigende Hrechtfertigende Häärte darstelltrte darstellt““ ((§§ 555 c Abs. 2, 555 c Abs. 2, §§ 555 d Abs. 3 BGB).555 d Abs. 3 BGB).
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Voraussetzungen der UmlagefVoraussetzungen der Umlagefäähigkeit (2)higkeit (2)

3. 3. Probleme kProbleme köönnen bei der Abgrenzung zu reinen (nicht auf den Mieter nnen bei der Abgrenzung zu reinen (nicht auf den Mieter 
umlagefumlagefäähigen) Erhaltungsmahigen) Erhaltungsmaßßnahmen entstehen, insbesondere wenn nahmen entstehen, insbesondere wenn 
mehrere Mamehrere Maßßnahmen gleichzeitig durchgefnahmen gleichzeitig durchgefüührt werden.hrt werden.

�� MaMaßßnahmen von Anfang an getrennt ausschreiben und am Ende nahmen von Anfang an getrennt ausschreiben und am Ende 
auch getrennt abrechnen (lassen).auch getrennt abrechnen (lassen).

4. 4. ZuschZuschüüsse sind zuvor abzuziehen und Zinsvergsse sind zuvor abzuziehen und Zinsvergüünstigungen sind zu nstigungen sind zu 
berberüücksichtigen (cksichtigen (§§ 559 a BGB)559 a BGB)

5. 5. Verteilung auf mehrere Wohnungen.Verteilung auf mehrere Wohnungen.

6. 6. MieterhMieterhööhung ist unabhhung ist unabhäängig von sonstigen Erhngig von sonstigen Erhööhungsmhungsmööglichkeiten, glichkeiten, 
z.B. zur Anpassung an die ortsz.B. zur Anpassung an die ortsüübliche Vergleichsmiete.bliche Vergleichsmiete.
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Folgen fFolgen füür den Mieterr den Mieter

1.1. Mitteilungspflicht bzgl. der Mitteilungspflicht bzgl. der „„HHäärtegrrtegrüündende““ –– Frist: 1 MonatFrist: 1 Monat

2.2. Kein Minderungsrecht fKein Minderungsrecht füür 3 Monate bei energetischer Sanierung (r 3 Monate bei energetischer Sanierung (§§ 536 536 
Abs. 1 a BGB = Einsparung von Abs. 1 a BGB = Einsparung von EndEndenergie)energie)

3.3. Zweite Zweite „„HHäärteprrteprüüfungfung““ bei der Mieterhbei der Mieterhööhung (hung (§§ 559 Abs. 4 BGB)559 Abs. 4 BGB)

4. 4. SonderkSonderküündigungsrecht (ndigungsrecht (§§ 555 e BGB)555 e BGB)

5.5. Bei der MieterhBei der Mieterhööhung zur Anpassung an die ortshung zur Anpassung an die ortsüübliche Vergleichsmiete bliche Vergleichsmiete 
((§§ 558 BGB) ist die 558 BGB) ist die „„energetische Ausstattung und Beschaffenheitenergetische Ausstattung und Beschaffenheit““ als als 
neues Vergleichsmerkmal hinzugekommen.neues Vergleichsmerkmal hinzugekommen.

RA Dr. Markus Klimsch 16



Fremdfinanzierte energetische MaFremdfinanzierte energetische Maßßnahmen nahmen 
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Ausblick: Ausblick: Die Landesregierung BadenDie Landesregierung Baden--WWüürttemberg rttemberg plantplant::

1.1. Duldungspflicht Duldungspflicht des Grundstdes Grundstüücksnachbarn bei Aufbringung einer cksnachbarn bei Aufbringung einer 
WWäärmedrmedäämmung bei Grenzbebauungen mmung bei Grenzbebauungen bis zu 30 cmbis zu 30 cm -- vermutlich vermutlich 
durch eine Ergdurch eine Ergäänzung des NRG (nzung des NRG (§§ 7 c neu) 7 c neu) -- mit Entschmit Entschäädigungspflicht digungspflicht 
des des üüberbauenden Nachbarn, somit der WEG.berbauenden Nachbarn, somit der WEG.

2. Vergr2. Vergrößößerung des Mindestabstandes in Innerortslagen ferung des Mindestabstandes in Innerortslagen füür r 

der Hder Hööhe nach nicht beschrhe nach nicht beschräänkte Gehnkte Gehöölze lze (durch Beseitigung der (durch Beseitigung der 
Privilegierung Privilegierung -- §§ 16 Abs. 2 NRG) zur Verhinderung der 16 Abs. 2 NRG) zur Verhinderung der „„VerschattungVerschattung““
von Solarvon Solar-- bzw. Photovoltaikanlagen auf dem Nachbargrundstbzw. Photovoltaikanlagen auf dem Nachbargrundstüück.ck.

3. Verl3. Verläängerung der Verjngerung der Verjäährungsfrist hrungsfrist ffüür Beseitigungsansprr Beseitigungsansprüüche che 
nach nach §§ 26 NRG von 5 auf 10 Jahre.26 NRG von 5 auf 10 Jahre.
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Fremdfinanzierte energetische MaFremdfinanzierte energetische Maßßnahmen nahmen 

in der Wohnungseigentin der Wohnungseigentüümergemeinschaftmergemeinschaft

und Umlagefund Umlagefäähigkeit bei Vermietunghigkeit bei Vermietung

ENDE!ENDE!

Vielen Dank Vielen Dank 

ffüür Ihre r Ihre 

Aufmerksamkeit Aufmerksamkeit ☺☺
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